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Ausgangslage und Fragestellung

Der geschiedene Vater von zwei 13- und 17-jährigen Jugendlichen hat die beiden nach einer Besuchsrechtsausübung nicht mehr zur Mutter zurückgeschickt und beim zuständigen Gericht eine Abänderung des Scheidungsurteils mit Umteilung der elterlichen Sorge beantragt. Die Mutter verlangte darauf hin bei der Vormundschaftsbehörde ihres Wohnsitzes die „Zwangs-rückschaffung“.

Die Amtsvormundschaft erkundigt sich nach der sachlichen Zuständigkeit für die Anordnung von Kindesschutzmassnahmen. Sie ist der Auffassung, dass das Abänderungsgericht zustän-dig ist. Das Gericht forderte die Vormundschaftsbehörde auf, den Kindern einen Beistand zu bestellen, weil es nicht in der Lage sei, rechtzeitig selber zu handeln und dafür 2-3 Monate brauche.

Erwägungen

Die Zuständigkeit für Anordnungen betr. elterliche Sorge, persönlicher Verkehr und Kindesschutzmassnahmen sind einerseits im Scheidungsrecht, ZGB. 133/134 und anderseits in Art. 315 und 315a und b geregelt. In diesen Bestimmungen wird namentlich auch die Abgrenzung der gerichtlichen und vormundschaftsbehördlichen Zuständigkeit vorgenommen.
Für die Abänderung eines eherechtlichen Urteils betr. elterliche Sorge ist bei Uneinigkeit der Eltern nach ZGB 134 Abs. 3 ZGB das Gericht zuständig. Wenn gleichzeitig der persönliche Verkehr und die Unterhaltsregelung strittig sind, ist dafür nach ZGB 134 Abs. 4 ebenfalls das Gericht zuständig. Sind in einem solchen Verfahren bestehende Kindesschutzmassnahmen abzuändern, ist gemäss ZGB 315b Abs. 1 Ziff. 2 das Abänderungsgericht zuständig. Gleiches gilt, wenn in einem gerichtlichen Abänderungsverfahren nach ZGB 134 vorsorgliche Massnahmen zum Schutze des Kindes getroffen werden müssen. Vorbehalten bleibt die Dringlichkeitszuständigkeit der Vormundschaftsbehörde (ZGB 315a Abs. 3)(BSK-Breitschmid ZGB 315-315b N 14).
Im vorliegenden Fall stehen sowohl vorsorgliche Massnahmen betr. elterliche Obhut und Besuchsrecht als allenfalls auch betr. Kindesschutzmassnahmen nach ZGB 307 ff. zur Diskussion. Für beide Arten von vorsorglichen Anordnungen ist das Abänderungsgericht zuständig.

Die vom Gericht angeregte Beistandsbestellung löst keines der hängigen Probleme. Angesichts des Alters der beiden Kinder ist auch kaum ein zeitlich dringliches Handeln erforderlich. Das Abänderungsgericht ist vielmehr zuständig und aufgefordert, im Rahmen vorsorglicher Massnahmen im Abänderungsprozess die im Scheidungsurteil getroffene Regelung betr. elterlicher Sorge und Obhut und Besuchsrecht zu bestätigen bzw. für die Dauer des Abänderungsprozesses vorläufig zu regeln und falls erforderlich darüber hinaus Kindesschutzmassnahmen gemäss ZGB 307 ff anzuordnen.

Die Vormundschaftsbehörde hat jedoch tätig zu werden so lange keine Abänderungsklage eingereicht wurde und falls ihr vor dem gerichtlichen Verfahren eingeleitetes Kindesschutz-verfahren noch nicht abgeschlossen ist (ZGB 315aAbs. 3 Ziff. 1).
Falls die beiden Söhne für die Dauer des Prozesses zur Mutter zurückkehren und bei ihr leben sollen, ist unabhängig von der gerichtlichen oder vormundschaftsbehördlichen Zuständigkeit bei Weigerung der Kinder wie bei der Weigerung zu einem Elternteil auf Besuch zu gehen (BGE 107 II 303). kein direkter Zwang, beispielsweise durch polizeiliche Zuführung, zulässig (BSK-Schwenzer ZGB 301 N 13). Bei Weigerung des Vaters ist indirekter psychischer Zwang durch Androhung der Ungehorsamsstrafe (StGB 292) möglich. Die widerrechtliche Entziehung eines Kindes oder die Weigerung, das Kind zurückzugeben, ist nach Art. 220 StGB auf Antrag strafbar (BSK-Schwenzer- ZGB 301 N 14).
Schlussfolgerung

Sobald der Abänderungsprozess hängig ist, liegt die Zuständigkeit für alle erforderlichen Anordnungen beim Gericht und nicht bei der Vormundschaftsbehörde. Vor diesem Zeitpunkt erforderliche Kindesschutzmassnahmen sind von der Vormundschaftsbehörde einzuleiten und anzuordnen. Ein Strafantrag nach Art. 220 StGB ist bei der zuständigen kantonalen Strafverfolgungsbehörde einzureichen.
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